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Beschlussvorschlag: 

 

Auf der Grundlage des § 22 Abs. 3 der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) wird 

durch die Stadtvertretung Neubrandenburg nachfolgender Beschluss gefasst: 

 

1. Die Stadtvertretung stimmt dem Entwurf eines Geschäftsanteilskauf- und Übertragungsvertrages 

zwischen der Stadt Neubrandenburg und der Hochschule Neubrandenburg zur Übertragung eines 

Geschäftsanteils in Höhe von 69 % der Stadt an die Hochschule gemäß Anlage zu. 

2. Die Stadtvertretung stimmt dem Entwurf der Änderung des Gesellschaftsvertrages der Zentrum für 

Lebensmitteltechnologie Mecklenburg-Vorpommern gGmbH gemäß Anlage zu. 

3. Die Stadtvertretung stimmt dem Entwurf der Vereinbarung über das Rückfallrecht der Stadt Neu-

brandenburg an dem Betriebsgrundstück Seestraße 7a, 17033 Neubrandenburg, gemäß Anlage zu. 

4. Der Oberbürgermeister der Stadt Neubrandenburg wird beauftragt und ermächtigt, alle Rechts-

handlungen zur Umsetzung dieses Beschlusses vorzunehmen, insbesondere die in Ziffern 1 bis 3 ge-

nannten Verträge zu schließen. Redaktionelle sowie handels-, schuld-, steuer- bzw. genehmigungs-

rechtlich notwendige Änderungen sind ausdrücklich vorzunehmen und zulässig. 

5. Die Umsetzung des Beschlusses steht unter der aufschiebenden Bedingung, dass in einem Genehmi-

gungsverfahren durch die Rechtsaufsichtsbehörde des Innenministeriums M-V gemäß § 56 Abs. 6  

KV M-V die Genehmigung erteilt oder eine Verletzung von Rechtsvorschriften nicht geltend ge-

macht wird oder des Eintritts der diesbezüglichen Fiktion.  

Finanzielle Auswirkungen: 

Dem Haushalt fließt der Kaufpreis in Höhe von 17.664 EUR zu (Haushaltsstelle 5.7.3.02/0001.686100). 

Die Zu- und Nachschussverpflichtung der Stadt (vgl. Zuschuss 2014: 56 TEUR; Nachschuss 61 TEUR) 

entfällt ab dem 01.07.15. 

 

Begründung: 

 

Am 13.05.15 beschloss die Stadtvertretung Neubrandenburg die Aufgabe der Beteiligung an der     

Zentrum für Lebensmitteltechnologie Mecklenburg-Vorpommern gGmbH (Beschluss-Nr.: 169/10/15; 

Drucksachen-Nr.: VI/216). 

 

Der Oberbürgermeister wurde beauftragt und ermächtigt, in einem öffentlichen und transparenten Ver-

fahren Angebote Dritter unter Beachtung folgender Rahmenbedingungen einzuholen:  

 

 Der Kaufpreis bemisst sich aufgrund des öffentlichen und gemeinnützigen Zwecks des Unter-

nehmens nach der anteiligen Stammeinlage.  

 Der Dritte ist mit dem Kaufvertrag zu verpflichten, die Gesellschaft mit dem vorgegebenen     

öffentlichen und gemeinnützigen Zweck allein oder auch mit einem weiteren Dritten fortzufüh-

ren. Er ist weiter zu verpflichten, dass er, sofern er den im Gesellschaftsvertrag bestimmten Ge-

genstand der Gesellschaft ändern und/oder den gemeinnützigen Zweck der Gesellschaft aufge-

ben und/oder die Gesellschaft liquidieren bzw. veräußern sollte, das Grundstück mit dem beste-

henden Gebäudekomplex inklusive technischer Ausstattung ohne Wertausgleich an die Stadt 

überträgt (Übereignung). Der Übereignungsanspruch ist im Grundbuch zu sichern. Ein möglicher 

Wertausgleich ist lediglich für den Fall später vorgenommener werterhöhender Ein-/Umbauten 
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sowie später beschaffter Ausstattungen zu verhandeln, sofern die Stadt diese mit dem Gebäude 

übernehmen möchte.  

 Bezüglich des laufenden Betriebs ist das Zentrum so zu führen, dass Lärmemissionen einer Ent-

wicklung angrenzender Grundstücke als Wohnungsbaustandort nicht hinderlich sind (Verpflich-

tung zur Einhaltung der Lärmemissionswerte für allgemeine Wohngebiete an der Grundstücks-

grenze).  

 Die derzeit bestehende Zuschuss-/Nachschusspflicht soll zeitnah, spätestens jedoch zum 

30.06.15 enden, unabhängig von dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens einer Anteilsübertragung 

und einer Änderung des Gesellschaftsvertrages (wirtschaftlicher Übergangszeitpunkt der Gesell-

schafterstellung).  

 Über eine Nachschusspflicht für das abgelaufene Geschäftsjahr 2014 ist nach Vorlage des ge-

prüften Jahresabschlusses gesondert zu entscheiden.  

 

Darüber hinaus wurde der Oberbürgermeister beauftragt und ermächtigt, einen Geschäftsanteilskauf- 

und Übertragungsvertrag sowie eine Änderung des Gesellschaftsvertrages unter den o. g. Prämissen zu 

verhandeln. 

 

Als einzige Interessentin im Interessenbekundungsverfahren meldete sich die Hochschule Neubranden-

burg. 

 

Die Verhandlungen mit der Hochschule wurden unter Einbeziehung des Innenministeriums Mecklen-

burg-Vorpommern geführt und sind nunmehr abgeschlossen. Mit dem Notariat wurden die als Anlage 

beigefügten Verträge abgestimmt. Sie werden zeitnah beurkundet. Auf Empfehlung der Notarin wird die 

Regelung in § 20 des Gesellschaftsvertrages durch gesonderte Vereinbarung mit der Gesellschaft umge-

setzt. Die erforderlichen Gesellschafterbeschlüsse werden vor Beurkundung der Verträge gefasst.  

Die Verträge werden unter der aufschiebenden Bedingung geschlossen, dass die Stadtvertretung Neu-

brandenburg ihre Zustimmung erteilt und die Rechtsaufsichtsbehörden beider Vertragsparteien die Ver-

träge genehmigen. 

 

Wegen des Genehmigungsvorbehalts und der abschließenden notariellen Bearbeitung der Verträge ent-

hält die Beschlussvorlage unter Beschlusspunkt 3 eine Ermächtigung des Oberbürgermeisters, etwaige 

handels-, schuld-, steuer- bzw. genehmigungsrechtlich notwendige Änderungen vornehmen zu können. 

 

Anlagen 

1. Entwurf des Geschäftsanteilskauf- und Übertragungsvertrages 

2. Entwurf der Änderung des Gesellschaftsvertrages 

3. Vereinbarung über die Übertragung des Betriebsgrundstücks der ZLT (Rückfallrecht der Stadt 

Neubrandenburg an dem Betriebsgrundstück Seestraße 7a, 17033 Neubrandenburg)       
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